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Norm

AsylG 2005 810 Abs1
AsylG 2005 83
AsylG 2005 88
1. AsylG 2005 § 10 heute

2. AsylG 2005 § 10 gtiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
10. AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
11. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 8§ 3 gltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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ZI. C5 414.980-1/2010/10E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. SCHADEN als Vorsitzenden und die Richterin Mag. PUTZER als Beisitzerin
Uber die Beschwerde des Herrn XXXX, StA. Bangladesh, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 2.8.2010, 10
06.623 BAT, in nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. SCHADEN als
Vorsitzenden und die Richterin Mag. PUTZER als Beisitzerin Uber die Beschwerde des Herrn rémisch 40 , StA.
Bangladesh, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 2.8.2010, 10 06.623 BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal3 88 3, 8 des Asylgesetzes 2005, Art. 2 BGBGBI. | 100/2005, und 8 10 Abs. 1 Z 2 des
Asylgesetzes 2005 idF BG BGBI. | 38/2011 abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal} Paragraphen 3, 8, des Asylgesetzes
2005, Artikel 2, BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005,, und Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, des Asylgesetzes
2005 in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

1.1. Der Beschwerdeflhrer, ein Staatsangehériger Bangladesh', stellte am 27.7.2010 den Antrag, ihm internationalen
Schutz zu gewahren (in der Folge auch als Asylantrag bezeichnet). Begriindend gab er dazu bei seiner Befragung durch
ein Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes (Polizeiinspektion Traiskirchen EAST) am selben Tag an, er sei Mitglied
der Partei Jamaat-e-Islami (in der Folge: JIB) und in seiner Heimat auf Grund seiner politischen Gesinnung von
Mitgliedern der regierenden Awami League (in der Folge: AL) mehrmals geschlagen worden. Als er von ihnen mit dem
Umbringen bedroht worden sei, habe er sich in Bangladesh nicht mehr sicher gefihlt und die Flucht ergriffen. Im Falle

einer Rickkehr flrchte er um sein Leben.

Bei seiner Einvernahme vor dem Bundesasylamt (AufBenstelle Traiskirchen) am 27.7.2010 gab der Beschwerdeflhrer
auf die Frage nach seiner Tatigkeit in den letzten Jahren an, er sei Politiker gewesen, und zwar einfaches Mitglied der
JIB, er habe keinen Parteiausweis gehabt. Er sei finanziell untersttitzt worden. In seinem Dorf sei er das einzige Mitglied
der JIB gewesen, die anderen Bewohner hatten der AL angehort. Hin und wieder sei er telefonisch bedroht worden.
Beim Versuch, Leute zum Parteibeitritt zu Uberzeugen, sei er auch geschlagen worden. Einige Male sei er sogar
korperlich angegriffen und auch mit Hockeyschldgern, Messern und anderen Gegenstanden verletzt worden. (Der
Beschwerdefiihrer zeigte einige Verletzungen im Bereich der rechten Handflache, der linken Pulsader, der rechten
Wade und oberhalb des linken Auges vor.)

Auf die Frage, mit welchen Gegenstéanden er verletzt worden sei, erzahlte der Beschwerdefihrer, vor ungefahr vier
Monaten sei er zur Abendzeit auf dem Weg zum Bazar angehalten worden. Vier bis finf Manner hatten ihm
Verletzungen zugeflgt. Beim Versuch, sie abzuwehren, sei er mit dem Messer an der Handflache verletzt worden. Die
Verletzung Uber dem Auge sei ihm mit einem Hockeyschlager zugeflugt worden. Den Schnitt an der Pulsader habe er
vor etwa drei Monaten erlitten, als man versucht habe, mit einer Rasierklinge seine Pulsader aufzuschneiden. An
seiner Wade sei er verletzt worden, als er davongelaufen sei und man ihm ein Fleischerbeil nachgeworfen habe. Er
habe es herausgezogen und sei dann noch etwa 40 Minuten bis nach Hause gelaufen, dabei habe er seine Verfolger
abgeschuttelt. Unmittelbar darauf gab der Beschwerdeflhrer an, er sei bis nach Hause verfolgt worden; als er die Tur
geschlossen habe, sei er ("ich"; gemeint wohl: sie) gegangen; wieder darauf, die Nachbarn seien dazugekommen,
darauf seien die Angreifer abgezogen. Zu Hause habe er sich beruhigt und sei dann zum Arzt gegangen. Man habe ihn
umbringen wollen, weil er das einzige Mitglied der JIB in seinem Dorf gewesen sei. Die Vorfalle hatten sich immer im
Dorf ereignet. Nach dem letzten Vorfall habe er sich versteckt gehalten und dann bemerkt, dass ihn auch die Polizei
suche; sie sei ihm auf der StralRe nachgelaufen. Warum ihn die Polizei verfolge, wisse er nicht; die AL habe sie auf ihn
gehetzt.

Der Beschwerdeflhrer gab an, er sei seit drei Jahren Mitglied der JIB. In der Stadt XXXX sei er zum Parteiblro der JIB
gegangen und habe beim dortigen Obmann, XXXX, das Beitrittsformular unterschrieben. Er habe sich einfach in eine
Namensliste eingetragen. Er habe von der Partei Geld bekommen, da er der einzige im Dorf gewesen sei, damit er
andere zur Partei bringe. Der Beschwerdefiihrer wurde nach dem Parteisymbol der JIB gefragt und konnte es nicht
angeben, obwohl er schon einmal an Wahlen teilgenommen habe; er wisse nicht, welches Symbol er angezeichnet
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habe, er sei durcheinander. Dagegen konnte der Beschwerdefuhrer die Parteisymbole der AL und der Bangladesh
Nationalist Party (in der Folge: BNP) angeben, obwohl er vor seinem Beitritt zur JIB parteilos gewesen zu sein angab.
Der Beschwerdefuhrer wurde nach dem Vorstand seiner Partei gefragt und nannte einen Namen. Beitrage seien von
ihm nicht verlangt worden. Auf die Frage nach der Struktur seiner Partei gab der Beschwerdefihrer an, das wisse er
nicht, aber er habe zu Leuten gehen und sie Uberzeugen mussen, dass sie der Partei beitraten. Die Partei habe seine
Ausreise finanziert, weil er das einzige Mitglied der JIB in seinem Dorf gewesen sei; es sei seine Partei gewesen, die ihn
aufgefordert habe, Bangladesh zu verlassen. An einem anderen Ort in Bangladesh kdnne er nicht leben, da die Leute
der JIB in ganz Bangladesh Probleme hatten. Probleme habe er, seit die AL an die Macht gekommen sei.Der
Beschwerdefiihrer gab an, er sei seit drei Jahren Mitglied der JIB. In der Stadt rémisch 40 sei er zum ParteibUro der JIB
gegangen und habe beim dortigen Obmann, romisch 40, das Beitrittsformular unterschrieben. Er habe sich einfach in
eine Namensliste eingetragen. Er habe von der Partei Geld bekommen, da er der einzige im Dorf gewesen sei, damit er
andere zur Partei bringe. Der Beschwerdefiihrer wurde nach dem Parteisymbol der JIB gefragt und konnte es nicht
angeben, obwohl er schon einmal an Wahlen teilgenommen habe; er wisse nicht, welches Symbol er angezeichnet
habe, er sei durcheinander. Dagegen konnte der Beschwerdeflhrer die Parteisymbole der AL und der Bangladesh
Nationalist Party (in der Folge: BNP) angeben, obwohl er vor seinem Beitritt zur JIB parteilos gewesen zu sein angab.
Der Beschwerdeflhrer wurde nach dem Vorstand seiner Partei gefragt und nannte einen Namen. Beitrage seien von
ihm nicht verlangt worden. Auf die Frage nach der Struktur seiner Partei gab der Beschwerdefihrer an, das wisse er
nicht, aber er habe zu Leuten gehen und sie Uberzeugen mussen, dass sie der Partei beitraten. Die Partei habe seine
Ausreise finanziert, weil er das einzige Mitglied der JIB in seinem Dorf gewesen sei; es sei seine Partei gewesen, die ihn
aufgefordert habe, Bangladesh zu verlassen. An einem anderen Ort in Bangladesh kdnne er nicht leben, da die Leute
der JIB in ganz Bangladesh Probleme héatten. Probleme habe er, seit die AL an die Macht gekommen sei.

Dem Beschwerdefihrer wurde vorgehalten, der von ihm vorgebrachte Fluchtgrund und "die daraus angeblich
resultierende Gefdhrdungslage" seien - wie der Bedienstete des Bundesasylamtes meinte - "in keiner Weise glaubhaft",
da er nicht konkret betroffen sei und nicht glaubhaft habe darlegen kénnen, dass er der JIB angehdre.

1.2. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz beziglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemafd § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005, Art. 2 BG
BGBI. | 100 (in der Folge: AsylG 2005) ab (Spruchpunkt 1), gemaR § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 wies es den
Antrag auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf
den Herkunftsstaat Bangladesh ab (Spruchpunkt I1), gemaR &8 10 Abs. 1 AsylG 2005 wies es den Beschwerdefihrer aus
dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Bangladesh aus (Spruchpunkt IIl). Im angefochtenen Bescheid wird zunachst
die Niederschrift der Einvernahme wortlich wiedergegeben. Das Bundesasylamt halt fest, es habe nicht festgestellt
werden kdnnen, dass der Beschwerdeflhrer in Bangladesh begriindete Furcht vor einer asylrelevanten Verfolgung zu
gewartigen habe oder dass er im Falle einer Ruckkehr nach Bangladesh dort der Gefahr einer Verfolgung iSd
Konvention Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge BGBI. 55/1955 (Genfer Flichtlingskonvention, in der Folge: GFK)
ausgesetzt wadre. Sodann trifft das Bundesasylamt Feststellungen zur Situation in Bangladesh.1.2. Mit dem
angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten gemal3 Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13,
des Asylgesetzes 2005, Artikel 2, BG BGBI. rémisch eins 100 (in der Folge: AsylG 2005) ab (Spruchpunkt romisch eins),
gemal Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 wies es den Antrag
auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Bangladesh ab (Spruchpunkt rémisch zwei), gemaf} Paragraph 10, Absatz eins, AsylG 2005 wies es den
Beschwerdefiihrer aus dem O&sterreichischen Bundesgebiet nach Bangladesh aus (Spruchpunkt rémisch drei). Im
angefochtenen Bescheid wird zundchst die Niederschrift der Einvernahme wortlich wiedergegeben. Das
Bundesasylamt halt fest, es habe nicht festgestellt werden kénnen, dass der Beschwerdeflhrer in Bangladesh
begrindete Furcht vor einer asylrelevanten Verfolgung zu gewartigen habe oder dass er im Falle einer Ruickkehr nach
Bangladesh dort der Gefahr einer Verfolgung iSd Konvention Uber die Rechtsstellung der Fluchtlinge
Bundesgesetzblatt 55 aus 1955, (Genfer Flichtlingskonvention, in der Folge: GFK) ausgesetzt ware. Sodann trifft das
Bundesasylamt Feststellungen zur Situation in Bangladesh.

Beweiswirdigend stitzt es sich vor allem darauf, der Beschwerdeflihrer habe seine Erlebnisse, vor allem den Angriff
mit dem Fleischerbeil, in einer Art und Weise geschildert, die Zweifel an der Glaubwuirdigkeit seiner Aussagen
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angebracht erscheinen lasse. Er habe spezielle Fragen zur JIB nicht beantworten kdnnen, obwohl er dieser Partei seit
drei Jahren angehdren wolle, so zum Parteisymbol der JIB (obwohl er die Symbole der GroRparteien gekannt habe), zur
Bedeutung des Ausdrucks "Baytul Mal" und zur Struktur der Partei. Wer keine Ahnung von den genannten Umstanden
habe, kdnne nicht Mitglied dieser Partei gewesen sein. Dass er dafir bezahlt werde, neue Mitglieder zu werben, jedoch
nichts Uber die eigene Partei wisse, sei nicht nachvollziehbar. Auch die vom Beschwerdefihrer behaupteten Ubergriffe
und Verletzungen seien nicht glaubwdirdig. Die Verletzungen, die er vorgezeigt habe, seien geringfigig; die Verletzung
an der Wade konne nicht durch ein Fleischerbeil entstanden sein; die Behauptung, dass der Beschwerdefuhrer,
nachdem er sich das Fleischerbeil aus der Wade gezogen habe, noch vierzig Minuten gelaufen sei, sei nicht
nachvollziehbar.

Rechtlich folgert das Bundesasylamt, die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft lagen nicht
vor. Weiters verneint es, dass der Beschwerdeflhrer iSd § 8 Abs. 1 AsylG 2005 bedroht oder geféhrdet sei, und
begriindet abschlieBend seine Ausweisungsentscheidung gemaR § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005.Rechtlich folgert das
Bundesasylamt, die Voraussetzungen fir die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft lagen nicht vor. Weiters verneint
es, dass der Beschwerdeflhrer iSd Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 bedroht oder gefdhrdet sei, und begrindet
abschlieBend seine Ausweisungsentscheidung gemaf Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005.

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdefiihrer am 3.8.2010 personlich ausgefolgt und damit zugestellt.
1.3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerechte Beschwerde vom 17.8.2010.

1.4. Am 23.8.2011 Ubermittelte ein Finanzamt dem Bundesasylamt einen Strafantrag mit Beilagen, aus denen sich
ergibt, dass der Beschwerdeflihrer am 13.7.2011 in einem Gastronomiebetrieb dabei betreten wurde, dass er in der
Klche Geschirr wusch, ohne dass eine Beschaftigungsbewilligung bestanden hatte. Am 24.10.2012 Ubermittelte ein
Finanzamt dem Bundesasylamt einen Strafantrag mit Beilagen, aus denen sich ergibt, dass der Beschwerdeflhrer am
16.7.2012, am 26.7.2012 und am 19.8.2012 Reinigungsarbeiten in einer Toilettenanlage auf der Donauinsel
durchfiihrte. Ob eine Beschaftigungsbewilligung erforderlich gewesen ware oder ob der Beschwerdefihrer selbstéandig
tatig war (er legte einen Pachtvertrag vor, wonach ihm die Toilettenanlage um den Preis von 0,-- ¢ verpachtet worden
war), war moglicherweise nicht klar.

1.5. Mit Schreiben vom 13.8.2013 teilte der Asylgerichtshof den Parteien des Beschwerdeverfahrens mit, dass er
beabsichtige, in seinem Erkenntnis Feststellungen zur Situation in Bangladesh zu treffen und sich dabei auf folgende
Unterlagen und Berichte zu stltzen:

Home Office, UK Border Agency, Bangladesh. Country of Origin Information Report. 30 September 2012
Home Office, UK Border Agency, Operational Guidance Note Bangladesh. Marz 2013

U.S. Department of State, Country Report on Human Rights Practices 2012 - Bangladesh (19. April 2013)
APA-Meldung APA0638 5 AA 0156 vom 22.2.2013

APA-Meldung APA0252 5 AA 0283 vom 24.2.2013

Weiters gab der Asylgerichtshof bekannt, er gehe vorlaufig davon aus, dass dem Beschwerdefiihrer - lege man sein
Vorbringen zugrunde - die Moglichkeit offen stehe, sich in Bangladesh auBerhalb seiner engeren Heimat
niederzulassen, ohne sich der Gefahr der Verfolgung auszusetzen. Dies ergebe sich nach der vorlaufigen Ansicht des
Asylgerichtshofes aus den oben genannten Berichten, die insoweit teilweise referiert wurden. Der Asylgerichtshof
stellte es den Parteien des Verfahrens frei, innerhalb von zwei Wochen dazu Stellung zu nehmen sowie ein
erganzendes Vorbringen zu erstatten, das sich auf den Gegenstand des Verfahrens beziehe, insbesondere auch zur
Frage der Integration des Beschwerdeflhrers (vor allem unter dem Gesichtspunkt familidrer und privater Bindungen).

Das Bundesasylamt aulerte sich nicht; der Beschwerdeflhrer legte - nachdem er am 3.9.2013 um Fristverlangerung
ersucht hatte - am 12.9.2013 Unterlagen zu seiner Situation in Osterreich vor (vgl. unten Pt. 2.2.4.2).Das
Bundesasylamt aulerte sich nicht; der Beschwerdefiihrer legte - nachdem er am 3.9.2013 um Fristverlangerung
ersucht hatte - am 12.9.2013 Unterlagen zu seiner Situation in Osterreich vor vergleiche unten Pt. 2.2.4.2).

2. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

2.1.1. Das Bundesasylamt hat ein mangelfreies, ordnungsgemaRes Ermittlungsverfahren durchgefiihrt und in der
Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse dieses Verfahrens, die bei der Beweiswirdigung
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malgebenden Erwdgungen und die darauf gestltzte Beurteilung der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich
zusammengefasst. Die Feststellungen zur Person sind iW Negativfeststellungen, namlich zu den Fluchtgrinden des
Beschwerdefihrers, sie und die dazu fuhrende Beweiswirdigung sind oben im erforderlichen Ausmal? wiedergegeben.
Der Asylgerichtshof schliet sich den Feststellungen zum Sachverhalt und der dazu fiihrenden Beweiswurdigung an.
Der Asylgerichtshof halt allerdings fest, dass die Wortwahl, mit der zum Ausdruck gebracht werden soll, dass die
Angaben des Beschwerdefuhrers nicht zutreffen, zT nicht der Art sind, wie sie behdrdlichen Mitteilungen und
WillensauBerungen zu eigen sein sollten ("mehr als abwegig", "[R]ichtig abwegig", "derart minimalistisch, dass man das
Geflhl hat, die Leute der AL haben Sie mit Samthandschuhen angegriffen obwohl man Sie toten will", "aulBerst

abwegig", "mehr als absurd").
2.1.2.1. Zur Situation in Bangladesh stellt der Asylgerichtshof fest:
2.1.2.1.1.1. Allgemeine Entwicklung

Das heutige Bangladesh - ein Staat mit etwa 150 bis 160 Mio. Einwohnern - bildete seit 1947 den Ostteil Pakistans. Im
Unabhangigkeitskrieg von 1971 gewann es die staatliche Unabhangigkeit. Es folgten Regierungen unter Sheikh Mujibur
Rahman (1972 - 1975), dem Fuhrer der AL, die schon friher fir groRere Autonomie Ost-Pakistans eingetreten war,
Ziaur Rahman (1975 - 1981), dem Grunder der BNP, Hussain Mohammed Ershad (1982 - 1990), Khaleda Zia (BNP, 1991
- 1996 und 2001 - 2006), der Witwe Ziaur Rahmans, und Sheikh Hasina (1996 - 2001), der Tochter Mujibur Rahmans.
Zwischen Oktober 2006 und Janner 2009 amtierten zwei Ubergangsregierungen.

Die Verfassung von 1972, die seit 1986 wieder gilt, basierte urspringlich auf den Grundsatzen des Nationalismus, des
Sozialismus, der Demokratie und des Sakularismus. 1977 wurde der Sakularismus durch den Islam ersetzt, 1988 der
Islam als Staatsreligion eingefiihrt, 2011 das Staatsprinzip des Sakularismus wiederhergestellt, der Islam aber als
Staatsreligion beibehalten. Staatsoberhaupt ist der Prasident. Die Exekutivgewalt liegt beim Ministerprasidenten
(Prime Minister), der dem Ministerrat vorsteht. Das Parlament besteht aus 350 Mitgliedern, von denen 300 direkt
gewahlt werden. Die Ubrigen 50 Sitze sind fiir Frauen reserviert, sie werden den Parteien aliquot - entsprechend den
300 durch direkte Wahl bestimmten Mandaten - zugeteilt.

Die letzten Parlamentswahlen wurden am 29.12.2008 abgehalten, sie wurden von heimischen und internationalen
Beobachtern als frei und fair angesehen, wenngleich es vereinzelt zu UnregelmaRigkeiten und zu Gewalttatigkeiten
kam. Bei den Wahlen gewann eine 14-Parteien-Allianz, die von der AL unter Sheikh Hasina Wajed gefuhrt wurde, 307
der 350 Parlamentssitze. Sheikh Hasina wurde am 6.1.2009 als Ministerprasidentin vereidigt. Inrem Kabinett gehoren
auch Vertreter der anderen Parteien ihrer Allianz an. Die Fuhrerin der BNP, Khaleda Zia, wurde Oppositionsfuhrerin.
Die Oppositionsparteien setzten 2012 ihren Boykott der parlamentarischen Arbeit fort, nahmen aber soweit teil, als es

notwendig war, um ihre Mandate zu behalten. In den 48 Parlamentsausschissen arbeiteten sie mit.
Die beiden groRten Parteien sind

die AL und

die BNP.

Andere Parteien sind:

die Islami Oikya Jote (10J), gegrundet 1990. Sie besteht aus sieben Einzelparteien und ist islamistisch orientiert. Ihr
Obmann, Mufti Fazlul Haque Amini, tritt fr die EinfGhrung der Sharia (des islamischen Rechts) in Bangladesh ein und
hat mehrmals "Fatwas" gegen Medien ausgesprochen. Obwohl die Partei 2001 nur zwei der 300 Parlamentssitze
errang, Ubte sie einen deutlichen Einfluss auf die Politik der BNP aus, die damals regierte.

die Jamaat-i-Islami Bangladesh (JIB). Sie stellte sich im Unabhangigkeitskrieg 1971 auf die Seite Pakistans. Unter der
Regierung Sheikh Mujibur Rahmans wurde sie verboten und ins Exil in Pakistan gezwungen. 1976 (unter Ziaur Rahman)
wurde die Islamische Demokratische Liga legalisiert, die von der JIB unterstiitzt wurde. Die Partei hatte in den 80er
Jahren bescheidene Unterstitzung, die in den 90er Jahren stark abnahm, als die Partei eine radikalere und
gewalttatige Strategie annahm und Leute tétete, die sie als "Verrater" ansah, da sie 1971 gegen Pakistan gekampft
hatten. Unter der Ubergangsregierung zwischen Janner 2007 und Dezember 2008 ging es ihr etwas besser als der AL

und der BNP, obwohl ihr FUhrer Matiur Rahman Nizami im Zuge der Anti-Korruptions-Kampagne der Regierung



kurzfristig festgehalten wurde. 2008 errang die Partei nur zwei Sitze (2001 noch 17). Die Regierung versuchte, gegen
die Studentenorganisation namens Islami Chhatra Shibir hart durchzugreifen, die 2009 und 2010 in Gewalttatigkeiten

verwickelt war.

die Jatiya Party (Ershad). Die National (Jatiya) Party (JP) wurde 1986 von Hussain Mohammed Ershad gegriindet, der
sich damit Unterstitzung fur seine Herrschaft sichern wollte. 1986 errang sie 153, 1991 (nach dem Rucktritt Ershads)
36 Sitze. Die Partei zerbrach, als die Regierung sie unterdrickte und fuhrende Politiker, auch Ershad, eingesperrt
wurden. 1996 wurde sie gleichsam wiederbelebt, als sie die AL unterstiitzte und mit ihr den Rucktritt Khaleda Zias
forderte. Sie errang dann 32 Sitze und unterstitzte die AL-Regierung; Ershad wurde von Hasina freigelassen. Die JP
zerfallt in drei Fraktionen, die als eigene Parteien operieren. Die grof3te Fraktion - unter der Fihrung Ershads - halt 14
Sitze und unterstutzte 2008 die AL. Die beiden anderen sind die Bangladesh Jatiya Party (N-F) oder Jatiya Party (Naziur)
- wie wird von Andaleeve Rahman Partho gefiihrt und war 2001 Teil der von der BNP gefiihrten Koalition - und die
Jatiya Party (Manju), die sich 1999 von der JP abspaltete.

Nach dem Recht Bangladesh' waren die Parlamentswahlen von einer unabhingigen Ubergangsregierung
durchzufuhren; dies wurde 1996 eingeflihrt, um das Wahlsystem gegen politische Einflisse zu sichern. Am 30.6.2011
beschloss das Parlament einen Verfassungszusatz, mit dem dieses System abgeschafft wurde; dem war im Mai eine
Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vorausgegangen, mit der es fUr verfassungswidrig erklart worden war; diese
Entscheidung wurde am 16.9.2012 kundgemacht. Die Parlamentswahlen von 2013 sollen daher unter der Aufsicht der
AL-Regierung durchgefihrt werden. Dies wird von unabhangigen Beobachtern kritisiert, die furchten, dass das
Wahlsystem nun wieder fir politischen Einfluss anfallig wird. Die BNP kiindigte an, an Wahlen nicht teilzunehmen,
wenn sie nicht von einer parteiungebundenen Regierung durchgefiihrt wiirden. Sie hat seither Wahlen auf nicht-
nationaler Ebene boykottiert.

Haufig kam es zu Auseinandersetzungen zwischen den Studentenorganisationen der AL und der BNP, und zwar
typischerweise nicht Gber das ganze Land hinweg, sondern auf einer bestimmten Universitat, einem bestimmten
College oder in einem bestimmten Gebiet, um dessen Kontrolle gestritten wird.

Im Feber 2013 kam es zu Demonstrationen und Ausschreitungen im Zusammenhang mit Prozessen gegen
Kriegsverbrecher, die Graueltaten im Unabhangigkeitskrieg von 1971 aufarbeiten. Anhanger der JIB protestierten
gegen diese Prozesse, bei denen sich fihrende Mitglieder dieser Partei verantworten mussten. Andererseits forderten
Millionen Menschen, die JIB zu verbieten und Uber Kriegsverbrecher die Todesstrafe zu verhangen.

In Bangladesh sind dreizehn linksextremistische Gruppen aktiv: Purba Bangla Communist Party, PBCP (Janajuddha),
PBCP (M-L Red Flag), PBCP (M-L Communist War), Biplabi Communist Party, New Biplabi Communist Party, Gono
Bahini, Gono Mukti Fouz, Banglar Communist Party, Socialist Party, Biplabi Anuragi, Chhinnamul Communist Party und
Sarbahara People's March. 2008 und 2009 kamen insgesamt 86 Linksextremisten (und sechs Zivilisten) ums Leben, va.
bei ZusammenstdRen mit den Sicherheitskraften. Die Extremisten waren meist Mitglieder von Strémungen der Purba
Bangla Communist Party oder der New Biplobi Communist Party.

Eine grofRe Zahl von heimischen und internationalen Menschenrechtsorganisationen arbeitet unabhangig und ohne
Einschrénkungen durch die Regierung. Sie untersuchen Menschenrechtsfalle und verdffentlichen ihre Ergebnisse.
Obwohl sie oft sehr kritisch gegenlber der Regierung sind, betreiben sie auch Selbstzensur. Nicht-
Regierungsorganisationen, die Uber heikle Themen wie zB die Menschenrechte arbeiten, werden immer wieder von
der Regierung bei der Arbeit behindert.

Die Regierung eréffnete weniger Verfahren wegen Korruption als die vorangegangene Ubergangsregierung. Kritiker
warfen ihr vor, es sei ihr mit ihrem Kampf gegen die Korruption nicht ernst und die Anti-Korruptionsbehérde
(Anticorruption Commission - ACC) werde fir politisch motivierte Verfolgung benutzt. Eine Regierungskommission
empfahl der ACC, Tausende von Korruptionsverfahren einzustellen.

2.1.2.1.1.2. Rolle und Arbeitsweise des Militars und der Sicherheitsbehdrden
Die Streitkrafte bestehen aus etwa 172.000 Mann. Es besteht keine Wehrpflicht.

Das "Directorate General of Forces Intelligence" (DGFI) ist der militarische Geheimdienst und unterhalt Abteilungen in
allen Zweigen des Militars. Es wurde 1977 errichtet und untersteht direkt dem Ministerprasidenten. Es wird behauptet,
dass es die treibende Kraft hinter der vom Militar gestiitzten Ubergangsregierung seit 2007 war und eine wesentliche



Rolle bei der Anti-Korruptions-Kampagne der Regierung spielte. Es soll zahllose Geschéftsleute, Parteifunktionare,
Journalisten und Wissenschafter eingeschichtert, verhaftet und angehalten und auch gefoltert und zu Gestéandnissen
gezwungen haben.

Die Sicherheitskrafte bestehen aus der Polizei und vier weiteren Wachkérpern: den Bangladesh Rifles, dem "Rapid
Action Battalion" (RAB), den Ansars und der Village Defence Party. Die Polizei ist auf gesamtstaatlicher Ebene
organisiert, untersteht dem Innenministerium und hat die Aufgabe, die innere Sicherheit sowie Ruhe und Ordnung zu
gewahrleisten. Unter den vergangenen Regierungen war die Polizei meist ineffektiv und zogerte, gegen Personen zu
untersuchen, die mit der Regierungspartei zusammenarbeiteten. Das RAB wurde im Marz 2004 als spezielle
Verbrechensbekampfungseinheit eingerichtet. Sein Personal wird aus der Polizei und den Streitkraften rekrutiert. Es
gibt zwolf RAB-Bataillone, die in den wesentlichen stadtischen Zentren stationiert sind und eine Gesamtstdrke von
etwa 9000 Mann haben.

Die Regierung unternahm Schritte, um der verbreiteten Korruption in der Polizei beizukommen. Unterstitzt von
internationalen Gebern, wird ein Programm eingefihrt, um die Polizei zu schulen, die Korruption anzugehen und eine
verantwortungsbewusstere Polizei zu schaffen. Uber den Erfolg der Strategie ist nichts bekannt. Auf Grund des
Polizeireformprogramms erhalten Polizeibeamte seit 2005 spezielle Ausbildungen ua. in Menschenrechtsbelangen.

2.1.2.1.1.3. Menschenrechtslage

Die National Human Rights Commission (NHRC) besteht aus sieben Mitgliedern, davon finf ehrenamtlichen.
Beobachter meinen, dass sie Uber zu wenig Personal und Mittel verflige. Ihre Hauptaktivitdt besteht darin, die
Offentlichkeit Gber die Menschenrechte zu informieren.

Nach Berichten von Medien, von Menschenrechtsorganisationen und der Regierung wurden 2012 70 Menschen ohne
Verfahren getotet ("were killed extrajudicially"); davon sollen 46 von RAB-Beamten und 24 (2011: 33) von anderen
Sicherheitskraften getdtet worden sein. Zu diesen Tétungen kam es wahrend Razzien, Verhaftungen und anderen
Polizeieinsatzen. Soweit bekannt, kam es in wenigen Fallen zu Verwaltungsstrafen und in keinem zu gerichtlichen
Strafen gegentber schuldigen Beamten. - Odhikar spricht far 2012 von 169 Todesfdllen und 17.161
Kdrperverletzungen aus politischer Motivation; darunter sind auch Falle gewalttatiger Auseinandersetzungen
innerhalb einzelner Parteien, die aber haufig eher mit kriminellen Aktivitaten als mit politischen Motiven zu tun haben.
2012 nahm die Zahl von Entfihrungen ab; Odhikar spricht von 24 Entfihrungen mit behaupteten Verbindungen zu
Sicherheitskraften gegentber 30 im Vorjahr.

Das Gesetz erlaubt, Menschen wegen des Verdachts einer strafbaren Handlung ohne gerichtliche Anordnung
festzuhalten, das geschieht auch. Die Hochstdauer von 30 Tagen wird manchmal Uberschritten. Willkirliche
Verhaftungen kommen Ublicherweise im Zusammenhang mit politischen Demonstrationen vor. Aus verschiedenen
Grinden (mangelnde Effizienz, beschrdankte Ressourcen, Korruption, mangelhafte Einhaltung des Gesetzes) sind
willkiirliche und Uberlange Zeiten einer Untersuchungshaft ein Problem. Nahezu 70 % der Gefangenen sollen
Untersuchungsgefangene sein, mitunter erreicht oder Uberschreitet die Dauer der Untersuchungshaft das zuldssige
StrafmaR.

Die Haftbedingungen sind hart und zT lebensgefahrlich, die Gefangnisse sind Uberfillt, die medizinische Versorgung
ist mangelhaft. Daher kommt es zu Todesfallen in der Haft ("custodial deaths"); laut Odhikar sollen es 2012 58 Falle
gewesen sein (2011: 105). Etwa ein Drittel der (etwa 68.700) Gefangenen sind Untersuchungsgefangene.

Die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit wird durch die Verfassung garantiert. Die Regierung lieR politische
Versammlungen zu, und sie wurden haufig durchgeflhrt. Gelegentlich verbot die Regierung politischen Gruppen
Versammlungen und Demonstrationen, weil die Gefahr von Gewalt bestehe. Gelegentlich wenden Polizeibeamte oder
Aktivisten der Regierungspartei Gewalt an, um Demonstrationen aufzuldsen.

Die Verfassung garantiert die Meinungs- und die Pressefreiheit. Die Regierung kann die Meinungsfreiheit aus
verschiedensten Grinden (zB solchen der Staatssicherheit, der Beziehungen zu anderen Staaten, der &ffentlichen
Ordnung, des Anstands und der Moral) einschranken. Die unabhangigen Medien verbreiten verschiedenste Ansichten,
regierungskritische Medien kdnnen unter Druck geraten. Journalisten kdnnen Opfer kdrperlicher Angriffe und von
Belastigungen und Einschiichterungen durch staatliche und nicht-staatliche Akteure werden.

2.1.2.1.1.4. Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis



Die unteren Gerichte stehen unter dem Einfluss der Regierung. Im Strafprozess gilt die Unschuldsvermutung;
Entscheidungen werden in der Regel von Richtern und nicht von Geschworenen oder Schéffen getroffen. Mittellosen
Angeklagten wird ein Pflichtverteidiger zur Verflgung gestellt; Angeklagte haben ausreichend Zeit, um sich auf das
Verfahren vorzubereiten, haufige Vertagungen sind einer der Grinde fur die groen Rickstande. Wahrend die
politische Zugehdrigkeit mitunter ein Grund dafur ist, Mitglieder einer Oppositionspartei festzuhalten und mit den
Mitteln des Strafrechts zu verfolgen, wird niemand ausschlielich aus politischen Grinden verfolgt. Die Regierung lbt

Druck auf die Gerichte aus; Falle, die Oppositionsfuhrer betreffen, werden haufig vorschriftswidrig durchgefihrt.
2.1.2.1.2. Minderheiten
2.1.2.1.2.1. ethnische Minderheiten

Etwa 98 % der Bevélkerung Bangladesh' sind ethnische Bengalen. Die ethnischen Minderheiten, meist Stammesvolker
(Adivasi) im Norden und Osten, sind oft Nicht-Muslime. In den Chittagong Hill Tracts (CHT) im Sudosten leben eine
Reihe indigener Vdlker, die gemeinsam als Jumma bezeichnet werden. Sie unterscheiden sich vom Rest der
Bevdlkerung in Aussehen, Religion, Sprache und sozialer Organisation. Zwischen 1973 und 1997 gab es einen
bewaffneten Konflikt in den CHT; dadurch wurden Zehntausende Indigene vertrieben, wahrend sich die Regierung
bemuhte, landlose Bengalen aus den Ebenen dort anzusiedeln, dies mit dem unerklarten Ziel einer bengalischen
Mehrheit. Es gibt immer wieder Ubergriffe bengalischer Siedler auf Indigene. Eine Landkommission, die Landraub
untersuchen und ruckgangig machen soll, I6ste 2012 keinen der Konflikte, da Bengalen ebenso wie Indigene ihre
Unparteilichkeit in Frage stellen. Indigene aul3erhalb der CHT berichten, dass sie Land an muslimische Bengalen
verloren haben, so wird in Waldern gearbeitet, die traditionell Indigenen gehdren.

2.1.2.1.2.2. Religionsfreiheit und religiése Minderheiten

Rund 90 % der Einwohner Bangladesh' sind sunnitische Muslime, 9 % Hindus, der Rest sind vorwiegend Christen
(zumeist roémisch-katholisch) und Buddhisten (der Theravada-Richtung). Ethnische und religiése Minderheiten
Uberschneiden einander haufig. Die Rechtsordnung schitzt die Religionsfreiheit, die Regierung respektiert dies im
Allgemeinen. ede religitse Gruppe hat ihr Familienrecht, das in der Rechtsordnung kodifiziert ist.

Seit 2001 werden religiése Feste, die Ziel extremistischer Angriffe sein kénnten, von Sicherheitskraften geschutzt. Es
gibt Berichte Uber Angriffe und Diskriminierungen durch nicht-staatliche Akteure. Gewalt gegen Minderheiten kann zu
Todesfdllen und Eigentumsverlust fuhren, die wahren Motive - religiése Feindschaft, rein kriminelle Motive,
personliche Streitigkeiten oder Landstreitigkeiten - blieben oft unklar. Religiose Minderheiten stehen oft zuunterst in
der sozialen Hierarchie und haben die geringste politische Unterstitzung.

Mitglieder religidser Minderheiten mussten als Ergebnis diskriminierender Gesetzgebung ihre Heimatgebiete verlassen
und waren Binnenvertriebene. Beinahe 750.000 Hindus verloren im Lauf der Jahre ihren landwirtschaftlichen Boden.

Ubergriffe gegen die Hindu-Minderheit kommen vor.
2.1.2.1.2.3. Biharis

Die so genannten Biharis sind eine Minderheit; sie oder ihre Vorfahren kamen im Zuge der Teilung des indischen
Subkontinents in die Staaten Indien und Pakistan aus Bihar und anderen indischen Landesteilen in das damalige Ost-
Pakistan (das heutige Bangladesh). Sie sprachen nicht Bengali, sondern Urdu und standen im Unabhangigkeitskampf
Bangladesh' 1971 auf der Seite West-Pakistans. Nach dem Krieg wurden sie als Verrater gebrandmarkt und gedchtet.
Von den etwa 250.000 bis 300.000 Biharis lebten 2008/09 noch etwa 160.000 in 116 Lagern im ganzen Land; die
Ubrigen wohnten aulRerhalb der Lager.

Am 8.5.2008 entschied der Oberste Gerichtshof, dass Biharis, die im Lande leben, Staatsbirger Bangladesh' seien. Sie
sollen sich auch in gréBerer Zahl an den Parlamentswahlen 2008 beteiligt haben. Trotz der Gerichtsentscheidung
werden vielen Biharis weiterhin Passe verweigert. Viele leben in Armut und haben keinen Zugang zu den
lebensnotwendigen Versorgungseinrichtungen, sei es, weil es in ihrer Umgebung keine gibt, sei es, weil sie die
Voraussetzungen zum Zugang - wie einen Pass - nicht erfillen.

Die Lebensbedingungen in den Flichtlingslagern sind sehr schlimm, und zwar wegen der hohen Belagsdichte,
veralteter Einrichtungen, fehlender Gesundheits- und Hygienevorsorge und fehlenden Zugangs zu Bildungs- und
Gesundheitseinrichtungen.



2.1.2.1.3. Repressionen durch Dritte

Der BNP-gefiihrten Regierung, die 2001 bis 2006 amtierte und der auch die JIB und die 10) angehdrten, wurde
vorgeworfen, sie habe stillschweigend radikale islamistische Gruppen wie die Jamaat ul-Mujahideen Bangladesh (JMB)
unterstutzt, die fur 459 Sprengstoffanschlage vom 17.8.2005 verantwortlich war (dabei kamen zwei Personen um,
mehr als hundert wurden verletzt). Die BNP begann verspadtet, die JMB zu unterdriicken; obwohl es dadurch zu
Spannungen innerhalb der Regierung kam, gelang es, die fihrenden Képfe auszuforschen und vor Gericht zu stellen.
Im Mai 2007 gab es drei Bombenanschlage auf Bahnhofe in verschiedenen Stadten; sie werden einer Gruppe namens
Zadid Al-Qaeda zur Last gelegt, vielleicht einer Neugruppierung von JMB-Aktivisten. Die Regierung sprach im April 2009
von mehr als 122 Organisationen, die landesweit in terroristische Aktivitdten verwickelt seien. Anschlage im Ausmal
jener von 2005 haben sich nicht wiederholt; Anti-Terror-Aktionen waren erfolgreich darin, die Schlusselmitglieder der
JMB zu verhaften und ihre Moglichkeiten zu beschneiden. Die derzeitige AL-Regierung versucht, die Ausbreitung des
Islamismus einzuddmmen. Versuche des Obersten Gerichtshofs, religiése Parteien zu verbieten und die Verfassung
auf ihre sakularen Wurzeln zurtickzufihren, wurden durch den 15. Verfassungszusatz erschwert, der den Islam als
Staatsreligion beibehalt. Schon dass die Wortfolge "absoluter Glaube und Vertrauen in Allah" aus der Praambel der
Verfassung gestrichen wurde, genlgte dafir, dass islamistische Organisationen Ausschreitungen begingen. Seit 2009
hat sich die Lage in Bangladesh stabilisiert; die haufige Straflengewalt kann aber die Stabilitat wieder zerstéren.
Islamistische Organisationen sind jedoch weiterhin aktiv. Militante Extremisten waren fur eine Anzahl kleinerer
Zwischenfalle verantwortlich, darunter gewalttatige Demonstrationen auf Universitaten.

2.1.2.1.4. Grundversorgung

Die medizinischen Versorgungsmoglichkeiten im Land sind - nach einem Bericht von 2007 - rar. Der private Sektor
versorgt - nach einem Bericht von 2004 - die Mehrheit der ambulanten Patienten, va. unter den Armen, wahrend der
offentliche Sektor den gréRBeren Teil der stationaren Versorgung Gbernimmt. Die Weltgesundheitsorganisation stellte
aber spatestens 2009 fest, dass sich die Gesundheitsversorgung in den letzten Jahren deutlich verbessert hat. Die
meisten der wichtigen Medikamente sind - als Generika - erhaltlich. Die Erzeugung und der Vertrieb sind angemessen.
Trotzdem hatten die von der Regierung unterhaltenen Gesundheitseinrichtungen nicht ausreichend Medikamente.

Far den Funf-Jahres-Zeitraum von 2007 bis 2012 legte das "National Minimum Wage Board" (NMWB) den monatlichen
Mindestlohn mit 1.500 Taka (19 $) fur alle Wirtschaftssparten fest, in denen es keine industrie-spezifischen Léhne gibt.
Fur die Bekleidungsindustrie erhdhte das Arbeitsministerium den monatlichen Mindestlohn fir 2010 von 1662 Taka
(21 $) auf 3000 Taka (37 $).

2.1.2.1.5. Ausweichmaoglichkeiten

Das Gesetz erlaubt, sich innerhalb des Landes frei zu bewegen, es zu verlassen und wieder zurlickzukehren; die
Behorden respektieren dies, aulBer bei einigen Oppositionspolitikern. Um das Land zu verlassen, genugt ein gultiger
Reisepass.

Personen, die wegen ihrer politischen Ansichten Misshandlungen durch die lokale Polizei, durch Angehdrige
gegnerischer Parteien oder durch Angehdrige eines gegnerischen Fligels der eigenen Partei beflrchten, kénnen sich in
der Regel in anderen Gebieten ansiedeln, eine solche Méglichkeit ist nur dann nicht anzunehmen, wenn bestimmte
Umstande in der Fluchtgeschichte dagegen sprechen.

2.1.2.2. Die Feststellungen zur Lage in Bangladesh beruhen iW auf den Berichten des britischen Home Office vom
30.9.2012 und des U.S. Department of State vom 19.4.2013; sie werden durch den Bericht des britischen Home Office
vom Marz 2013 (Operational Guidance Note) bestatigt. Die jungsten Entwicklungen (Ereignisse im Feber 2013) werden
anhand zweier APA-Meldungen (vom 22.2.2013 und vom 24.2.2013) dargestellt.

Die Feststellung zur Einwohnerzahl beruht auf dem Bericht des britischen Home Office vom 30.9.2012 (Pt. 1.03);
danach hatte das Bangladesh Bureau of Statistics (BBS) 2012 fiir den 19.3.2011 eine Einwohnerzahl von 149,772.364
angegeben, wahrend das US Bureau of the Census im Juli 2012 schatzte, dass die Einwohnerzahl 161,083.804 erreichen
wUlrde. Daher wird eine Zahl von etwa 150 bis 160 Mio. Einwohnern festgestellt.

Die Feststellungen zu den Ausweichmoglichkeiten (in Pt. 2.1.2.1.5) beruhen auf dem Bericht des U.S. Department of
State vom 19.4.2013 (sect 2/d) und auf dem Bericht des Home Office vom Mérz 2013 (Pt. 3.6.18).

Die zitierten Unterlagen, auf denen diese Feststellungen beruhen, stammen von angesehenen staatlichen



Einrichtungen, die sich ihrerseits auf zahlreiche staatliche und nichtstaatliche Quellen beziehen. Es bestehen daher
keine Bedenken dagegen, sich darauf zu stltzen.

2.1.3. Die Beschwerde verweist zunachst auf das Vorbringen des Beschwerdefihrers bei der niederschriftlichen
Einvernahme vor dem Bundesasylamt. Die Beweiswirdigung des Bundesasylamtes wird durch die bloRe Wiederholung
des Vorbringens nicht angegriffen und daher auch nicht erschittert. Zum Vorbringen, der Beschwerdefiihrer habe im
Rahmen der Einvernahme das Gefuhl gehabt, dass er zu wenig Zeit habe, ist festzuhalten, dass dem Beschwerdeflhrer
ausreichend Zeit fur die Beantwortung der Fragen gegeben worden ist, hat doch die Einvernahme fast zwei Stunden
gedauert. Der Beschwerdefuhrer bringt weiters vor, er habe sich weniger fur die politischen Absichten seiner Partei als
fur die Geldzahlungen interessiert. Das ist nicht nachvollziehbar, ist doch zu erwarten, dass ein Parteimann, der
Uberzeugungsarbeit bei anderen zu leisten versucht, mit Fragen nach den politischen Absichten und der Parteistruktur
rechnen und daher daruber Bescheid wissen muss. Der Beschwerdefiihrer wendet sich sodann gegen die
Ausdrucksweise im angefochtenen Bescheid; es trifft zu, dass sie der Sache nicht angemessen ist (so. Pt. 2.1.1), das
andert aber nichts an der SchlUssigkeit der Beweiswurdigung, vor allem da der Beschwerdeflihrer nicht einmal
Angaben zu seiner Partei machen konnte. Das Bundesasylamt hat, entgegen der Ansicht des Beschwerdeflhrers, die
materielle Wahrheit seiner Angaben ausreichend ermittelt. Dem Antrag, ein arztliches Gutachten Uber die
Verletzungen einzuholen, kommt der Asylgerichtshof nicht nach, weil auch dadurch nicht geklart werden kénnte, ob
diese Verletzungen gerade von Mitgliedern der AL stammen und dem Beschwerdeflihrer wegen seiner behaupteten
Tatigkeit fur die JIB zugefligt worden sind.

SchlieBlich behauptet die Beschwerde, das Bundesasylamt habe eine innerstaatliche Fluchtalternative angenommen.
Darauf ist nicht weiter einzugehen, weil der Asylgerichtshof dies nicht in Erwagung zieht, da die Angaben des
Beschwerdefihrers unglaubwirdig sind, wie dies vom Bundesasylamt dargestellt worden ist. Weiters macht die
Beschwerde Ausfuhrungen zur Situation im Herkunftsland; der Asylgerichtshof geht aber nunmehr von den
Feststellungen aus, die er auf Grund der von ihm vorgehaltenen - jungeren - Unterlagen getroffen hat; zu diesen
Unterlagen hat sich der Beschwerdefiihrer nicht gedul3ert.

2.2. Rechtlich folgt daraus:

2.2.1.1.1. Gemal 8 73 Abs. 1 AsylG 2005 ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemaR8 75 Abs. 1 AsylG
2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren2.2.1.1.1. GemaR Paragraph 73,
Absatz eins, AsylG 2005 ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemal3 Paragraph 75, Absatz eins, AsylG
2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren.

Gemal § 73 Abs. 6 AsylG 2005 idF BGBGBI. | 29/2009 ist § 10 Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 AsylG 2005 idF BGBGBI. | 29/2009
am 1.4.2009 in Kraft getreten. Gemal 8 73 Abs. 7 AsylG 2005 idF des Fremdenrechtsanderungsgesetzes 2009 BGBI. |
122 (in der Folge: FrAG 2009) ist § 10 Abs. 1, 5 und 6 AsylG 2005 idF des FrAG 2009 am 1.1.2010 in Kraft getreten.
GemaR § 73 Abs. 9 AsylG 2005 idF des Fremdenrechtsédnderungsgesetzes 2011 BGBI. | 38 (in der Folge: FrAG 2011) ist§
10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 idF des FrAG 2011 am 1.7.2011 in Kraft getretenGemdaR Paragraph 73, Absatz 6, AsylG 2005 in
der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009, ist Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2 und Absatz 5, AsylG 2005
in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009, am 1.4.2009 in Kraft getreten. Gemal3 Paragraph 73,
Absatz 7, AsylG 2005 in der Fassung des Fremdenrechtsanderungsgesetzes 2009 Bundesgesetzblatt romisch eins 122
(in der Folge: FrAG 2009) ist Paragraph 10, Absatz eins, 5 und 6 AsylG 2005 in der Fassung des FrAG 2009 am 1.1.2010
in Kraft getreten. GemaR Paragraph 73, Absatz 9, AsylG 2005 in der Fassung des Fremdenrechtsanderungsgesetzes
2011 Bundesgesetzblatt rémisch eins 38 (in der Folge: FrAG 2011) ist Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, AsylG 2005 in der
Fassung des FrAG 2011 am 1.7.2011 in Kraft getreten.

2.2.1.1.2. Das vorliegende Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhangig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach dem
AsylG 2005 zu fahren.

Da der angefochtene Bescheid zwischen dem 1.1.2010 und dem 30.6.2011 erlassen worden ist, hat das Bundesasylamt
den Ausspruch (iber die Ausweisung (Spruchpunkt I1l) - gemaR § 73 Abs. 7 AsylG 2005 idF des FrAG 2009 zu Recht - auf
§ 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 idF des FrAG 2009 gestiitzt. Anstattdessen hat der Asylgerichtshof nun gemaR§ 73 Abs. 9
AsylG 2005 idF des FrAG 2011 den§ 10 AsylG 2005 idF des FrAG 2011 anzuwendenDa der angefochtene Bescheid
zwischen dem 1.1.2010 und dem 30.6.2011 erlassen worden ist, hat das Bundesasylamt den Ausspruch uber die

Ausweisung (Spruchpunkt rémisch drei) - gemaR Paragraph 73, Absatz 7, AsylG 2005 in der Fassung des FrAG 2009 zu
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Recht - auf Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 in der Fassung des FrAG 2009 gestiitzt. Anstattdessen hat
der Asylgerichtshof nun gemaR Paragraph 73, Absatz 9, AsylG 2005 in der Fassung des FrAG 2011 den Paragraph 10,
AsylG 2005 in der Fassung des FrAG 2011 anzuwenden.

2.2.1.2. Gemall 8 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (in der Folge2.2.1.2. Gemall Paragraph 23, Absatz eins,
Asylgerichtshofgesetz (in der Folge:

AsylGHG, Art. 1 Asylgerichtshof-EinrichtungsgesetzBGBI. | 4/2008 [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) idF der
DienstRNov. 2008 BGBI. | 147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsatzlich das AVG mit der Mal3gabe
sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal § 66 Abs. 4
AVG iVm 8 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung
seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid
nach jeder Richtung abzuandern.AsylGHG, Artikel eins, Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz Bundesgesetzblatt Teil eins,
4 aus 2008, [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) in der Fassung der DienstRNov. 2008 Bundesgesetzblatt rémisch eins
147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsatzlich das AVG mit der MaRgabe sinngemal anzuwenden,
dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal} Paragraph 66, Absatz 4, AVG in
Verbindung mit Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulassig
oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im Spruch und in der
Begrindung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu setzen und demgemal den angefochtenen
Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

2.2.2.1. GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status
des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z
2 GFK droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in 8 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der Richtlinie 2004/83/EG
des Rates vom 29. April 2004 Uber Mindestnormen fiir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Gber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. 2004 Nr. L 304/12 [Statusrichtlinie] verweist). Damit will der Gesetzgeber an
die Gesamtheit der aufeinander bezogenen Elemente des Flichtlingsbegriffs der GFK anknupfen (VWGH 24.3.2011,
2008/23/1443). GemalR &8 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag beziiglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11 AsylG 2005) offen steht
oder wenn er einen Asylausschlussgrund (8 6 AsylG 2005) gesetzt hat2.2.2.1. Gemal} Paragraph 3, Absatz eins, AsylG
2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der Antrag nicht wegen
Drittstaatsicherheit oder wegen Zustdndigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, GFK droht vergleiche auch die Verfolgungsdefinition in Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 11, AsylG 2005, die auf
Artikel 9, der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 Gber Mindestnormen fir die Anerkennung und den
Status von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen
Schutz bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. 2004 Nr. L 304/12 [Statusrichtlinie]
verweist). Damit will der Gesetzgeber an die Gesamtheit der aufeinander bezogenen Elemente des Fluchtlingsbegriffs
der GFK ankniUpfen (VWGH 24.3.2011, 2008/23/1443). Gemal Paragraph 3, Absatz 3, AsylG 2005 ist der Asylantrag
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11, AsylG 2005) offen steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6, AsylG
2005) gesetzt hat.

Fluchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Fluchtlinge
BGBI. 78/1974) - deren Bestimmungen gemal3§ 74 AsylG 2005 unberUhrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aulRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtckzukehren." (vgl. VfSlg. 19.086/2010; VfGH 12.6.2010, U 613/10)Fltichtling
iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK in der Fassung des Artikel eins, Absatz 2, des Protokolls Uber die
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Rechtsstellung der Flichtlinge Bundesgesetzblatt 78 aus 1974,) - deren Bestimmungen gemal Paragraph 74, AsylG
2005 unberihrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat,
Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, auBerhalb
seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes
dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich auBerhalb des Landes seines gewohnlichen Aufenthaltes
befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zuriickzukehren."
vergleiche VfSlg. 19.086 aus 2010,; VfGH 12.6.2010, U 613/10)

Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegrindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berucksichtigung der
Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011; 17.3.2009,2007/19/0459; 28.5.2009,2008/19/1031). Es kommt nicht darauf
an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgriinden) flrchten wirde (vgl. VWGH 19.12.2007, 2006/20/0771;
17.3.2009, 2007/19/0459; 28.5.2009, 2008/19/1031; 6.11.2009,2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende persdnliche Sphare des Einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die
entfernte Mdglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011;
28.5.2009, 2008/19/1031). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1
Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VWGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss
Ursache daflur sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen
Aufenthaltes befindet. Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der
Asylbescheid (bzw. das Asylerkenntnis) erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der
Asylwerber mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Grinden zu beflirchten habe (vgl.
VWGH 9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233).Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegrindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der
speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv
nachvollziehbar ist vergleiche zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011;
17.3.2009, 2007/19/0459; 28.5.2009, 2008/19/1031). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer
konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus
Konventionsgriinden) firchten wirde vergleiche VwGH 19.12.2007, 2006/20/0771; 17.3.2009, 2007/19/0459; 28.5.2009,
2008/19/1031; 6.11.2009, 2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat
in die zu schitzende persodnliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Riickkehr in das Land
des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer
mafgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (VwGH 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011; 28.5.2009, 2008/19/1031). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem
der Grinde haben, welche Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt (VWGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,
99/20/0128; 23.11.2006,2005/20/0551); sie muss Ursache daflr sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines
Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Relevant kann aber nur eine aktuelle
Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid (bzw. das Asylerkenntnis) erlassen wird; auf diesen
Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit malRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den
genannten Grinden zu beflrchten habe vergleiche VwGH 9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233).

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwWGH 28.3.1995,95/19/0041; 27.6.1995,
94/20/0836; 23.7.1999,99/20/0208; 21.9.2000,99/20/0373; 26.2.2002,99/20/0509 mwN; 12.9.2002,99/20/0505;
17.9.2003, 2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793; 23.2.2011,2011/23/0064) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur
dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch
dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die
nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - wirden sie von staatlichen Organen gesetzt -
asylrelevant waren. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewahrung fuhren, wenn sie
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von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann
(VWGH 22.3.2000, 99/01/0256 mwN).Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche
VWGH 28.3.1995, 95/19/0041; 27.6.1995,94/20/0836; 23.7.1999,99/20/0208; 21.9.2000,99/20/0373; 26.2.2002,
99/20/0509 mwN;  12.9.2002,99/20/0505;  17.9.2003,2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793;  23.2.2011,
2011/23/0064) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen
(aus Grunden der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist,
Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese
Handlungen - wirden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren. Eine von dritter Seite ausgehende
Verfolgung kann nur dann zur Asylgewahrung flihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden
Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwWGH 22.3.2000, 99/01/0256 mwN).

Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat nicht
in der Lage ist, seine Biirger gegen jedwede Ubergriffe Dritter préventiv zu schiitzen (vwGH 13.11.2008, 2006/01/0191;
28.10.2009, 2006/01/0793;19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011,2011/23/0064; 24.3.2011,2008/23/1101). Fur die
Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu
verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht"
(VWGH 22.3.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten
Grinden) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser
Verfolgung mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 im Anschluss an
Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; weiters VWGH 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 20.9.2004,
2001/20/0430;  17.10.2006, 2006/20/0120;  13.11.2008,2006/01/0191; ~ 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010,
2007/19/0203; 23.2.2011,2011/23/0064; 24.3.2011,2008/23/1101). Fur einen Verfolgten macht es namlich keinen
Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten
hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen
ausgeht und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete
Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewahren
(VWGH 26.2.2002, 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht moglich bzw. im Hinblick auf seine
wohlbegrindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VWGH 22.3.2000,
99/01/0256; 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011,2011/23/0064;
24.3.2011, 2008/23/1101).Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen
werden, wenn der Staat nicht in der Lage ist, seine Biirger gegen jedwede Ubergriffe Dritter praventiv zu schiitzen
(VWGH 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793¢19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011,2011/23/0064;
24.3.2011, 2008/23/1101). Fur die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen
einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine
Staatsgewalt besteht" (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den
in der GFK genannten Griinden) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensitat erreichenden -
Nachteil aus dieser Verfolgung mit mafigeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat vergleiche VwGH 22.3.2000,
99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; weiters VWGH 26.2.2002,
99/20/0509 mwnN; 20.9.2004,2001/20/0430; 17.10.2006,2006/20/0120;  13.11.2008,2006/01/0191; 28.10.2009,
2006/01/0793; 19.11.2010,2007/19/0203; 23.2.2011,2011/23/0064; 24.3.2011,2008/23/1101). Fur einen Verfolgten
macht es namlich keinen Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer
Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem
Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der
Lage" sei, Schutz zu gewahren (VWGH 26.2.2002, 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht moglich bzw.
im Hinblick auf seine wohlbegriindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen
vergleiche VwGH 22.3.2000, 99/01/0256;  13.11.2008,2006/01/0191;  28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010,
2007/19/0203; 23.2.2011,2011/23/0064; 24.3.2011,2008/23/1101).

2.2.2.2. Da der Beschwerdeflhrer die behaupteten Fluchtgriinde, namlich die Verfolgung durch Mitglieder der AL und
durch die Polizei wegen seiner behaupteten Mitgliedschaft bei der JIB, nicht hat glaubhaft machen kénnen, liegt die
Voraussetzung fur die Gewahrung von Asyl nicht vor, namlich die Gefahr einer aktuellen Verfolgung aus einem der in
der GFK genannten Grinde.
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2.2.3.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so ist dem
Asylwerber gemaR 8 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine
Zuruckweisung, Zuruickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde". Nach 8 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist
die Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 AsylG 2005 zu
verbinden.2.2.3.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen,
so ist dem Asylwerber gemall Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit
sich bringen wurde". Nach Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 2005 ist die Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status
mit der abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, AsylG 2005 zu verbinden.

Gemall 8 8 Abs. 3, 3 a und 6 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezuglich dieses Status abzuweisen, wenn eine
innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offen steht, wenn ein Aberkennungsgrund vorliegt oder wenn der
Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann. Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften (8 2
Abs. 1 Z 13,810 Abs. 1 Z 2,8 27 Abs. 2 und 4 und § 57 Abs. 11 Z 3 AsylG 2005) ergibt sich, dass dann, wenn dem
Asylwerber kein subsididrer Schutz gewahrt wird, sein Asylantrag auch in dieser Beziehung foérmlich abzuweisen
ist.Gemald Paragraph 8, Absatz 3, 3, a und 6 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezlglich dieses Status abzuweisen, wenn
eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11, AsylG 2005) offen steht, wenn ein Aberkennungsgrund vorliegt
oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann. Daraus und aus mehreren anderen
Vorschriften (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13,, Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2,, Paragraph 27, Absatz 2 und 4 und
Paragraph 57, Absatz 11, Ziffer 3, AsylG 2005) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsididrer Schutz
gewahrt wird, sein Asylantrag auch in dieser Beziehung formlich abzuweisen ist.

2.2.3.1.2. Die Voraussetzungen daflr, einem Asylwerber subsididren Schutz zu gewahren, unterscheiden sich im
Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 BGBI. | 76 (in der Folge: AsylG 1997) idF der
Asylgesetznovelle 2003 BGBI. | 101 (in der Folge: AsylGNov. 2003; entspricht § 8 AsylG 1997 in der Stammfassung) iVm §
57 Abs. 1 Fremdengesetz 1997 BGBI | 75 (in der Folge: FrG) zu geschehen hatte. (Dagegen gibt es in der neuen
Rechtslage keine Entsprechung zu den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF der AsylGNov. 2003 iVm § 57
Abs. 2 FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Diese Bestimmung lautete in ihrer
Stammfassung:2.2.3.1.2. Die Voraussetzungen daflir, einem Asylwerber subsididren Schutz zu gewahren,
unterscheiden sich im Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz 1997
Bundesgesetzblatt rémisch eins 76 (in der Folge: AsylG 1997) in der Fassung der Asylgesetznovelle 2003
Bundesgesetzblatt rémisch eins 101 (in der Folge: AsylGNov. 2003; entspricht Paragraph 8, AsylG 1997 in der
Stammfassung) in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, Fremdengesetz 1997 Bundesgesetzblatt rémisch eins 75
(in der Folge: FrG) zu geschehen hatte. (Dagegen gibt es in der neuen Rechtslage keine Entsprechung zu den
Voraussetzungen nach Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 in der Fassung der AsylGNov. 2003 in Verbindung mit
Paragraph 57, Absatz 2, FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Diese Bestimmung
lautete in ihrer Stammfassung:

"Die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulassig, wenn stichhaltige
Griunde fur die Annahme bestehen, daB sie Gefahr liefen, dort einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der
Todesstrafe unterworfen zu werden."

Durch Art. 1 BGBGBI. | 126/2002 erhielt 8 57 Abs. 1 FrG seine zuletzt geltende Fassung, die wie folgt lauteteDurch
Artikel eins, BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002, erhielt Paragraph 57, Absatz eins, FrG seine zuletzt geltende
Fassung, die wie folgt lautete:

"Die ZurlUckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Art. 2
EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde.""Die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung
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Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt

wirde."

Die Novellenfassung unterscheidet sich mithin von der Stammfassung dadurch, dass auf die Annahme stichhaltiger
Grinde verzichtet wurde und dass an die Stelle der Formulierung "einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder
der Todesstrafe" die Verweisung auf die entsprechenden Bestimmungen der Europdischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (in der Folge: MRK) gesetzt wurde. Die Erlauterungen zur Regierungsvorlage
der Novelle motivieren die Anderung wie folgt (1172 BIgNR 21. GP, 35):

"Die Anderungen in § 57 Abs. 1 tragen dem Erkenntnis des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der
Causa Ahmed versus Osterreich Rechnung, dienen der Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den
Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung
Fremder in einen Staat unzulassig ist, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass die Betroffenen
Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies
sonst eine unmenschliche Behandlung ist.""Die Anderungen in Paragraph 57, Absatz eins, tragen dem Erkenntnis des
Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der Causa Ahmed versus Osterreich Rechnung, dienen der
Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die
Zuruckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzuldssig ist, wenn stichhaltige Griinde
far die Annahme bestehen, dass die Betroffenen Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der

Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies sonst eine unmenschliche Behandlung ist."

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle geanderte Text des §
57 Abs. 1 FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur Stammfassung judiziert hatte (VwGH 16.7.2003,
2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), dass sich mithin am Inhalt nichts gedndert habe. Das
muss auch fur die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die Bedrohung mit der Todesstrafe im Gesetzestext
durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur MRK Uber die Abschaffung der Todesstrafe, BGBI. 138/1985, ersetzt, zu
einer Minderung des Schutzes von Fremden fuhren sollte, erlaubt doch Art. 2 dieses Protokolls "die Todesstrafe fur
Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche
Minderung nicht beabsichtigt (vgl. Putzer, Asylrecht. Leitfaden2 [2011] Rz 210 mwN).Der Verwaltungsgerichtshof geht
in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle gednderte Text des Paragraph 57, Absatz eins, FrG das
unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur Stammfassung judiziert hatte (VWGH 16.7.2003, 2003/01/0059;
19.2.2004, 99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), dass sich mithin am Inhalt nichts gedndert habe. Das muss auch fur
die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die Bedrohung mit der Todesstrafe im Gesetzestext durch den
Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur MRK Uber die Abschaffung der Todesstrafe, Bundesgesetzblatt 138 aus 1985,
ersetzt, zu einer Minderung des Schutzes von Fremden fihren sollte, erlaubt doch Artikel 2, dieses Protokolls "die
Todesstrafe fur Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos
war eine solche Minderung nicht beabsichtigt vergleiche Putzer, Asylrecht. Leitfaden2 [2011] Rz 210 mwN).

Vergleicht man nun den so verstandenen 8 57 Abs. 1 FrG mit8 8 Abs. 1 AsylG 2005, so zeigen sich zwei Unterschiede:
Zum einen bezieht sich § 8 Abs. 1 AsylG 2005 auch auf das Protokoll Nr. 13 zur MRK,BGBI. Il 22/2005, zum anderen
wird im zweiten Teil des 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 iW Art. 15 lit. ¢ der Statusrichtlinie (dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-
465/07) wiederholt. Zum ersten Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegeniber § 57 Abs.
1 FrG nicht erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung untersagte
(das Protokoll Nr. 13 erlaubt gegenliber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr ausnahmsweise). Zum
zweiten Punkt ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu § 57 Abs. 1 FrG davon
ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und durch die praktisch jeder, der in diesen
Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevoélkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehéren -,
der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, kdnne der
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; VwGH 26.6.1997,
95/21/0294;Vergleicht man nun den so verstandenen Paragraph 57, Absatz eins, FrG mit Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG 2005, so zeigen sich zwei Unterschiede: Zum einen bezieht sich Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 auch auf
das Protokoll Nr. 13 zur MRK, Bundesgesetzblatt Teil 3, 22 aus 2005,, zum anderen wird im zweiten Teil des Paragraph
8, Absatz eins, AsylG 2005 iW Artikel 15, Litera c, der Statusrichtlinie (dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07)
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wiederholt. Zum ersten Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegenuber Paragraph 57,
Absatz eins, FrG nicht erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung
untersagte (das Protokoll Nr. 13 erlaubt gegenuber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr
ausnahmsweise). Zum zweiten Punkt ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu
Paragraph 57, Absatz eins, FrG davon ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und
durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe
oder Burgerkriegspartei anzugehoéren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, MRK
gewahrleisteten Rechte ausgesetzt wdre, kénne der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen
(VwSlg. 15.437 A/2000; VWGH 26.6.1997, 95/21/0294;

6.11.1998, 97/21/0504; 18.12.1998,95/21/1028; 18.5.1999,96/21/0037; 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203;
8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000, 99/20/0373; 30.11.2000, 2000/20/0405;

25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001,2000/20/0438; 25.1.2001,2000/20/0480; 25.1.2001,2000/20/0543; 21.6.2001,
99/20/0460;

16.4.2002,2000/20/0131; 17.9.2008,2008/23/0588; in diesem Sinne auch VwGH 12.2.1999,95/21/1097; 12.4.1999,
95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104; 10.5.2000,97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002,98/21/0004; 14.1.2003,
2001/01/0432). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte, der
solche extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der Prifung, ob die Rickfihrung zuldssig ist,
ansieht (zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte Konigreich, Z 108;16.4.2002,2000/20/0131;
17.9.2008, 2008/23/0588; in diesem Sinne auch VwGH 12.2.1999,95/21/1097; 12.4.1999,95/21/1074; 12.4.1999,
95/21/1104; 10.5.2000, 97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002, 98/21/0004; 14.1.2003,2001/01/0432). Dies steht
im Einklang mit der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fir Menschenrechte, der solche extreme
Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der Prifung, ob die RickfUhrung zuldssig ist, ansieht (zB EGMR
30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte Konigreich, Ziffer 108,;

17.12.1996, Ahmed gegen Osterreich, Z 44; 26.4.2005, Mislim gegen die Tirkei, Z 66; 20.9.2007, Sultani gegen
Frankreich, Z 56;17.12.1996, Ahmed gegen Osterreich, Ziffer 44,; 26.4.2005, Muslim gegen die Tirkei, Ziffer 66,
20.9.2007, Sultani gegen Frankreich, Ziffer 56,;

17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Kdnigreich, Z 113). Auf dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die Ansicht
vertreten, die erste Variante des§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 decke "immer auch jene Félle ab [...], die unter die zweite
Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte wiirden vom Verwaltungsgerichtshof unter den
Schutzbereich des Art. 3 MRK subsumiert. Im Ergebnis seien Umstdnde, die unter den zweiten Fall fielen, immer auch
vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer, Asylrecht. Leitfaden2 [2011] Rz 212 f.). Bei diesem Befund ist auf die
Differenzierung, die der Europaische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den Tatbestdanden des Art. 15 lit. b
(entspricht in seiner Textierung Art. 3 MRK) und Art. 15 lit. ¢ der Statusrichtlinie vorgenommen hat, nicht weiter
einzugehen.17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Konigreich, Ziffer 113,). Auf dieser Grundlage wird auch im Schrifttum
die Ansicht vertreten, die erste Variante des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 decke "immer auch jene Félle ab [...],
die unter die zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte wirden vom
Verwaltungsgerichtshof unter den Schutzbereich des Artikel 3, MRK subsumiert. Im Ergebnis seien Umstande, die
unter den zweiten Fall fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer, Asylrecht. Leitfaden2 [2011] Rz 212
f.). Bei diesem Befund ist auf die Differenzierung, die der Européische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den
Tatbestanden des Artikel 15, Litera b, (entspricht in seiner Textierung Artikel 3, MRK) und Artikel 15, Litera c, der
Statusrichtlinie vorgenommen hat, nicht weiter einzugehen.

2.2.3.1.3. Da somit§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 inhaltlich dem & 8 AsylG 1997 iVm & 57 Abs. 1 FrG entspricht, kann zu seiner
Auslegung insoweit die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen
werden. Die Rechtsprechung zu 8 57 FrG knUpft an jene zum inhaltsgleichen & 37 Fremdengesetz BGBI. 838/1992 an.
Fur § 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBI | 126/2002 kann auf die Rechtsprechung zur Stammfassung dieser Bestimmung BGBI |
75/1997) zurlckgegriffen werden (VwWGH 16.7.2003,2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich
deckt. Nach der Judikatur zu (8 8 AsylG 1997 iVm) 8§ 57 FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser
Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte
oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefdhrdung bzw.
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Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie
sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwWGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zuruckliegen,
sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VWGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.1.2001,
2001/20/0011).2.2.3.1.3. Da somit Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 inhaltlich dem Paragraph 8, AsylG 1997 in
Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, FrG entspricht, kann zu seiner Auslegung insoweit die Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen werden. Die Rechtsprechung zu Paragraph 57, FrG
knlpft an jene zum inhaltsgleichen Paragraph 37, Fremdengesetz Bundesgesetzblatt 838 aus 1992, an. Fur Paragraph
57, Absatz eins, FrG in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002, kann auf die Rechtsprechung zur
Stammfassung dieser Bestimmung Bundesgesetzblatt Teil eins, 75 aus 1997,) zurlckgegriffen werden (VwGH
16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich deckt. Nach der Judikatur zu (Paragraph 8,
AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 57, FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser
Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte
oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefdhrdung bzw.
Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie
sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zurtckliegen,
sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben vergleiche VwWGH 14.10.1998, 98/01/0122;
25.1.2001, 2001/20/0011).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Biurgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch Art. 3 MRK gewahrleisteten (oder anderer in 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 erwahnter) Rechte ausgesetzt
ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. die unter Pt. 2.2.3.1.2
wiedergegebene Rsp. des VWGH,; vgl. die Formulierung des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 und die oben erdrterte Abgrenzung
des Schutzumfanges des Art. 3 MRK zu Art. 15 lit. ¢ Statusrichtlinie). Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle
Bewohner des Landes in gleicher Weise zu erdulden hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinne des § 57 Abs. 1 FrG
gewertet werden, trifft nicht zu (VwWGH 12.2.1999, 95/21/1097; 12.4.1999,95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104;
25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203; 17.9.2008,2008/23/0588). In "sehr auBergewdhnlichen" Fallen kann die
Abschiebung eines Kranken gegen Art. 3 MRK verstoRen (vgl. VwGH 23.9.2009, 2007/01/0515, mit Nachweisen aus der
Rsp. des EGMR;Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat
abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehdren -, der
konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, MRK gewahrleisteten (oder anderer in Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG 2005 erwahnter) Rechte ausgesetzt ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat
entgegenstehen vergleiche die unter Pt. 2.2.3.1.2 wiedergegebene Rsp. des VwGH; vergleiche die Formulierung des
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 und die oben erdrterte Abgrenzung des Schutzumfanges des Artikel 3, MRK zu
Artikel 15, Litera ¢, Statusrichtlinie). Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner des Landes in gleicher Weise
zu erdulden hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinne des Paragraph 57, Absatz eins, FrG gewertet werden, trifft
nicht zu (VwWGH 12.2.1999, 95/21/1097; 12.4.1999,95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104; 25.11.1999, 99/20/0465;
8.6.2000, 99/20/0203; 17.9.2008,2008/23/0588). In "sehr auBergewodhnlichen" Fallen kann die Abschiebung eines
Kranken gegen Artikel 3, MRK verstoRen vergleiche VWGH 23.9.2009, 2007/01/0515, mit Nachweisen aus der Rsp. des
EGMR,;

10.12.2009, 2008/19/0809; 16.12.2009,2007/01/0918; 31.3.2010,2008/01/0312; 26.4.2010, 2007/01/1271; 17.11.2010,
2008/23/0360;

vgl. VfSlg. 19.086/2010; VfGH 12.6.2010, U 613/10).vergleiche VfSlg. 19.086 aus 2010,; VfGH 12.6.2010,U 613/10).

Die blofRe Mdoglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben wird, gentgt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des 8 57 FrG, dies ist
nun auf§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 zu Ubertragen) als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr muissen konkrete
Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VwWGH
27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002,2002/18/0028; 6.11.2009,2008/19/0174).Die bloRe Mdbglichkeit einer dem Artikel 3,
MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, gentigt nicht, um seine
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Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FrG, dies ist nun auf Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG 2005 zu Ubertragen) als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte dafur
vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.2.2001, 98/21/0427;
20.6.2002, 2002/18/0028; 6.11.2009, 2008/19/0174).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu 8 57 FrG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass er
aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben wirde, in dem von seinem Antrag erfassten
Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt werden kann.
Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von
Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002,
99/20/0509; 22.8.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des
Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwWGH
2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des§ 8 AsylG 1997 (nunmehr:§ 8 Abs. 1 AsylG 2005) zu beachten
(VWGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene
Umstande, die in seiner Sphare gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behdrde nicht von Amts wegen verschaffen
kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 57, FrG hat
der Fremde glaubhaft zu machen, dass er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben
wUlrde, in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird
oder durch sie nicht abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem
bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an
(VWGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002, 99/20/0509; 22.8.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation
ist mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende
Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwWGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des Paragraph 8,
AsylG 1997 (nunmehr: Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005) zu beachten (VwWGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in seiner Sphare gelegen sind und
deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214).

2.2.3.2. Es gibt keinen Hinweis darauf, dass der Beschwerdefiihrer bei einer Rickkehr nach Bangladesh den in§ 8 Abs.
1 AsylG 2005 umschriebenen Gefahren ausgesetzt ware. Es besteht auch kein Hinweis auf "auRergewdhnliche
Umstande", die eine Abschiebung unzuldssig machen koénnten. In Bangladesh besteht nicht eine solch extreme
Geféhrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurickkehrt, einer Gefahrdung iSd§ 8 Abs. 1 AsylG 2005
ausgesetzt ware. Der Beschwerdeflhrer hat auch keinen auf seine Person bezogenen "aulRergewdhnlichen Umstand"
behauptet, der ein Abschiebungshindernis bilden kénnte.2.2.3.2. Es gibt keinen Hinweis darauf, dass der
Beschwerdefiihrer bei einer Rickkehr nach Bangladesh den in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 umschriebenen
Gefahren ausgesetzt ware. Es besteht auch kein Hinweis auf "auRBergewdhnliche Umsténde", die eine Abschiebung
unzulassig machen kdnnten. In Bangladesh besteht nicht eine solch extreme Gefdhrdungslage, dass gleichsam jeder,
der dorthin zuriickkehrt, einer Gefahrdung iSd Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 ausgesetzt wdre. Der
Beschwerdefihrer hat auch keinen auf seine Person bezogenen "auRergewdhnlichen Umstand" behauptet, der ein
Abschiebungshindernis bilden konnte.

2.2.4.1. GemaR § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 in der - hier maRgeblichen (vgl. Pt. 2.2.1.1.2) - Fassung des FrAG 2011 ist eine
Entscheidung nach dem AsylG 2005 mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Asylantrag abgewiesen und dem
Fremden weder Asyl noch subsididrer Schutz gewahrt wird und Uberdies - wie hier - kein Aberkennungsgrund (iSd § 9
Abs. 2 AsylG 2005) vorliegt. Gemafl38 10 Abs. 2 AsylG 2005 ist eine Ausweisung unzuldssig, wenn dem Fremden ein
nicht auf das AsylG 2005 gestiutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder wenn sie Art. 8 MRK verletzen wirde. § 10 Abs. 2 Z
2 AsylG 2005 zahlt Umstande auf, die dabei insbesondere zu berucksichtigen sind. Wirde die Durchfihrung der
Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind, Art. 3 MRK verletzen,
so ist gemall § 10 Abs. 3 AsylG 2005 gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchfuhrung fiur die
notwendige Zeit aufzuschieben ist. Gemal3 &8 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls
begrindet, insbesondere im Hinblick darauf abzusprechen, ob sie gemalR§ 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 auf Dauer
unzuldssig ist. Dies ist nur dann der Fall, "wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3 vortibergehend sind". Dies wiederum "ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf &sterreichische
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Staatsblrger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht" verfligen, unzulassig ware.2.2.4.1. Gemal Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 in der -
hier maRgeblichen vergleiche Pt. 2.2.1.1.2) - Fassung des FrAG 2011 ist eine Entscheidung nach dem AsylG 2005 mit
einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Asylantrag abgewiesen und dem Fremden weder Asyl noch subsidiarer
Schutz gewahrt wird und Uberdies - wie hier - kein Aberkennungsgrund (iSd Paragraph 9, Absatz 2, AsylG 2005)
vorliegt. GemaR Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005 ist eine Ausweisung unzuldssig, wenn dem Fremden ein nicht auf
das AsylG 2005 gestltztes Aufenthaltsrecht zukommt oder wenn sie Artikel 8, MRK verletzen wuirde. Paragraph 10,
Absatz 2, Ziffer 2, AsylG 2005 zadhlt Umstande auf, die dabei insbesondere zu bertcksichtigen sind. Wirde die
Durchfiihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind,
Artikel 3, MRK verletzen, so ist gemal Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 gleichzeitig mit der Ausweisung
auszusprechen, dass die Durchfihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben ist. Gemald Paragraph 10, Absatz 5,
AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begrindet, insbesondere im Hinblick darauf
abzusprechen, ob sie gemald Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, AsylG 2005 auf Dauer unzulassig ist. Dies ist nur dann der
Fall, "wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstdnden beruht, die ihrem
Wesen nach nicht blo voribergehend sind". Dies wiederum "ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsbiirger oder Personen, die
Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht" verfligen, unzuldssig

ware.

Bei der Abwagung, die durch Art. 8 MRK vorgeschrieben wird, stehen die Interessen des Fremden an seinem Verbleib
im Inland, die durch Art. 8 Abs. 1 MRK geschitzt sind, dem &ffentlichen Interesse an der Beendigung seines
Aufenthaltes gegenuliber. Nach dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 17.516/2005 (Pt. IV.2.1), das zur
Vorgangerbestimmung des & 10 AsylG 2005 ergangen ist (namlich zu§ 8 Abs. 2 AsylG 1997), beabsichtigt der
Gesetzgeber, "durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine Uber die Dauer des Asylverfahrens
hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloB auf Grund ihrer
Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern". Dem in § 37 FrG verankerten Ausweisungshindernis
durfte nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht die Bedeutung unterstellt werden, "es ware fur
Fremde zuldssig, sich durch die Missachtung der flr die Einreise und den Aufenthalt von Fremden geltenden
Vorschriften im Bundesgebiet ein Aufenthaltsrecht zu verschaffen" (VwGH 22.3.2002, 99/21/0082 mwnN). Nichts
anderes kann aber fur die durch das AsylG 2005 vorgeschriebene Abwagung gelten, hat doch der
Verfassungsgerichtshof (zu& 8 Abs. 2 AsylG 1997) ausgesprochen (VfSlg. 17.516/2005 [Pt. IV.3.2]; vgl. VfSlg.
18.224/2007, wo der VfGH - anlasslich einer auf 8 10 AsylG 2005 gestitzten Ausweisung - auf das zu§ 8 Abs. 2 AsylG
1997 ergangene Erk. VfSlg. 17.340/2004 verweist): "8 37 FrG legt [..] Kriterien fest, die sich auch aus der
Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte [...] zu Art. 8 EMRK in Fallen der
AuBerlandesschaffung eines Fremden ergeben und die von den Asylbehdrden bei Ausweisungen nach § 8 Abs. 2 AsylG,
auch wenn sie dort nicht genannt sind, zu beachten sind."Bei der Abwagung, die durch Artikel 8, MRK vorgeschrieben
wird, stehen die Interessen des Fremden an seinem Verbleib im Inland, die durch Artikel 8, Absatz eins, MRK geschitzt
sind, dem offentlichen Interesse an der Beendigung seines Aufenthaltes gegeniber. Nach dem Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 17.516 aus 2005, (Pt. romisch vier.2.1), das zur Vorgangerbestimmung des Paragraph
10, AsylG 2005 ergangen ist (namlich zu Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 1997), beabsichtigt der Gesetzgeber, "durch die
zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine Uber die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende
Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloR auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland
aufhalten durften, zu verhindern". Dem in Paragraph 37, FrG verankerten Ausweisungshindernis durfte nach der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht die Bedeutung unterstellt werden, "es ware fur Fremde zulassig,
sich durch die Missachtung der fur die Einreise und den Aufenthalt von Fremden geltenden Vorschriften im
Bundesgebiet ein Aufenthaltsrecht zu verschaffen" (VwGH 22.3.2002, 99/21/0082 mwN). Nichts anderes kann aber fir
die durch das AsylG 2005 vorgeschriebene Abwagung gelten, hat doch der Verfassungsgerichtshof (zu Paragraph 8,
Absatz 2, AsylG 1997) ausgesprochen (VfSlg. 17.516 aus 2005, [Pt. romisch vier.3.2]; vergleiche VfSlg. 18.224 aus 2007,,
wo der VfGH - anlasslich einer auf Paragraph 10, AsylG 2005 gestutzten Ausweisung - auf das zu Paragraph 8, Absatz 2,
AsylG 1997 ergangene Erk. VfSlg. 17.340 aus 2004, verweist): "8 37 FrG legt [...] Kriterien fest, die sich auch aus der
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Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte [..] zu Artikel 8, EMRK in Fallen der
AuBerlandesschaffung eines Fremden ergeben und die von den Asylbehdérden bei Ausweisungen nach Paragraph 8,
Absatz 2, AsylG, auch wenn sie dort nicht genannt sind, zu beachten sind."

Die diesbeziigliche Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fir Menschenrechte hat der
Verfassungsgerichtshof wie folgt zusammengefasst (VfSlg. 18.223/2007, 18.224/2007; vgl. weiters VfSlg. 18.417/2008,
18.524/2008; VfGH 28.4.2009, U 847/08; 1.7.2009,U 1209/09; 3.9.2009,U 61/09; VwGH 23.9.2009,2006/01/0954,
mwN;Die diesbezlgliche Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fur Menschenrechte hat der
Verfassungsgerichtshof wie folgt zusammengefasst (VfSlg. 18.223 aus 2007,, 18.224 aus 2007,; vergleiche weiters VfSlg.
18.417 aus 2008,, 18.524 aus 2008,; VfGH 28.4.2009, U 847/08; 1.7.2009, U 1209/09; 3.9.2009, U 61/09; VWGH 23.9.2009,
2006/01/0954, mwN;

21.1.2010,2008/01/0637;  15.3.2010,2007/01/0537, mwN; 21.6.2010,2006/19/0451;  9.9.2010, 2006/20/0176;
15.12.2010, 2007/19/0869;

23.2.2011,2011/23/0074; 21.4.2011,2011/01/0132; 27.4.2011,2011/23/0057):

"Er hat etwa die Aufenthaltsdauer, die [...] an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknipft wird [...], das tatsachliche
Bestehen eines Familienlebens [...] und dessen Intensitat [...], die Schutzwurdigkeit des Privatlebens, den Grad der
Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten wund Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und &hnlichen Umstdanden manifestiert [...], die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche
Unbescholtenheit, aber auch VerstdRe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der ¢ffentlichen Ordnung [...]
far mafRgeblich erachtet.

Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwagung in Betracht zu ziehen [...]."

Im Erkenntnis 22.6.2009,U 1031/09, hat der Verfassungsgerichtshof die Rechtsprechung des Europdischen
Gerichtshofs fur Menschenrechte dahin zusammengefasst, diese Kriterien seien "u.a.:

die Dauer des Aufenthalts des Beschwerdefiihrers in dem Land, aus dem er ausgewiesen werden soll;
die Staatsangehorigkeit der einzelnen Betroffenen;

die familidre Situation des Beschwerdefiihrers und insbesondere gegebenenfalls die Dauer seiner Ehe und andere
Faktoren, welche die Effektivitat eines Familienlebens bei einem Paar belegen;

die Frage, ob aus der Ehe Kinder hervorgegangen sind und wenn ja, welches Alter sie haben, und das Mal3 an
Schwierigkeiten, denen der Ehegatte in dem Land unter Umstdnden begegnet, in das der BeschwerdefUhrer

auszuweisen ist."

GemaR & 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 sind bei der Prifung, ob die Ausweisung "eine Verletzung von Art. 8 EMRK
darstellen" wirde, insbesondere zu berlcksichtigen: die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und "die Frage, ob
der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war", das tatsdchliche Bestehen eines Familienlebens, die
Schutzwirdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration, die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden, die
"strafgerichtliche Unbescholtenheit", VerstoRe gegen die &ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, "die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem
Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren", und "die Frage, ob
die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen Verzdgerungen
begrindet ist". Nach den parlamentarischen Materialien (Erlaut. zur RV, 88 BIgNR 24. GP, 2 f.) wurden damit die in den
Erkenntnissen VfSlg. 18.223/2007 und 18.224/2007 dargestellten Kriterien sinngemaf in& 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005
aufgenommen. Damit solle die gebotene Interessenabwagung "im Gesetz abgebildet werden", ohne dass damit eine
inhaltliche Anderung der Rechtslage verbunden wiare. Durch die Regelung werde weder eine zusatzliche formelle noch
eine inhaltliche Anderung der Priifung der Unzuléssigkeit der Ausweisung geschaffen. Dasselbe gilt fiir das durch das
FrAG 2011 eingefiihrte Kriterium (der den Behorden zurechenbaren Verzégerungen); damit wird nach den
parlamentarischen Materialien (Erldut. zur RV, 1078 BIgNR 24. GP, 43) der "neuesten Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes" (VfSlg. 19.203/2010) Rechnung getragen. Da diese Rechtsprechung auf der Grundlage der
geltenden Rechtslage erging, bewirkt auch diese Novellierung keine inhaltliche Anderung.GemaR Paragraph 10, Absatz
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2, Ziffer 2, AsylG 2005 sind bei der Prifung, ob die Ausweisung "eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen" wirde,
insbesondere zu berucksichtigen: die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und "die Frage, ob der bisherige
Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war", das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwirdigkeit des
Privatlebens, der Grad der Integration, die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden, die "strafgerichtliche
Unbescholtenheit", Verstol3e gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts, "die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem
sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren", und "die Frage, ob die Dauer des bisherigen
Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen Verzdgerungen begrindet ist". Nach den
parlamentarischen Materialien (Erldut. zur RV, 88 BIgNR 24. GP, 2 f.) wurden damit die in den Erkenntnissen VfSlg.
18.223 aus 2007, und 18.224 aus 2007, dargestellten Kriterien sinngemald in Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, AsylG
2005 aufgenommen. Damit solle die gebotene Interessenabwagung "im Gesetz abgebildet werden", ohne dass damit
eine inhaltliche Anderung der Rechtslage verbunden ware. Durch die Regelung werde weder eine zuséatzliche formelle
noch eine inhaltliche Anderung der Priifung der Unzulassigkeit der Ausweisung geschaffen. Dasselbe gilt fir das durch
das FrAG 2011 eingefiihrte Kriterium (der den Behérden zurechenbaren Verzégerungen), damit wird nach den
parlamentarischen Materialien (Erlaut. zur RV, 1078 BIgNR 24. GP, 43) der "neuesten Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes" (VfSlg. 19.203 aus 2010,) Rechnung getragen. Da diese Rechtsprechung auf der Grundlage

der geltenden Rechtslage erging, bewirkt auch diese Novellierung keine inhaltliche Anderung.

2.2.4.2. Das Bundesasylamt hat die durch Art. 8 Abs. 2 MRK bzw. durch§ 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 vorgeschriebene
Interessenabwagung mangelfrei vorgenommen.2.2.4.2. Das Bundesasylamt hat die durch Artikel 8, Absatz 2, MRK bzw.

durch Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, AsylG 2005 vorgeschriebene Interessenabwagung mangelfrei vorgenommen.

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass der Beschwerdefihrer bisher nur auf Grund eines
Asylantrages zum Aufenthalt berechtigt war, der sich letztlich als nicht begriindet erwiesen hat, sodass er sich seines
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst gewesen sein musste (vgl. VwGH 26.6.2007, 2007/01/0479, sowie mit ahnlichen
Uberlegungen zu Ausweisungen nach § 33 Abs. 1 FrG zB VwGH 20.12.1999, 99/18/0409; 17.12.2001,2001/18/0232;In
diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass der Beschwerdefihrer bisher nur auf Grund eines Asylantrages
zum Aufenthalt berechtigt war, der sich letztlich als nicht begriindet erwiesen hat, sodass er sich seines unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst gewesen sein musste vergleiche VWGH 26.6.2007, 2007/01/0479, sowie mit ahnlichen
Uberlegungen zu Ausweisungen nach Paragraph 33, Absatz eins, FrG zB VwGH 20.12.1999, 99/18/0409; 17.12.2001,
2001/18/0232;

17.12.2001, 2001/18/0234; 17.12.2001,2001/18/0142; 17.12.2001,2001/18/0162; 31.10.2002, 2002/18/0217; 27.2.2003,
2003/18/0020;

26.6.2003,2003/18/0141; 10.9.2003,2003/18/0147; 20.2.2004,2003/18/0347; 26.2.2004,2004/21/0027; 27.4.2004,
2000/18/0257;

8.3.2005, 2005/18/0044; vgl. auch VwGH 9.5.2003,2002/18/0293, wonach dies anders zu beurteilen ist, wenn
[fallbezogen] "nicht festgestellt wurde, dass der Asylantrag [..] von vornherein - und nicht etwa wegen einer
gednderten Lage im Kosovo - unberechtigt gewesen ware"). Dem Beschwerdefihrer kommt auch kein nicht auf das
AsylG 2005 gestltztes Aufenthaltsrecht zu; es gibt weiters keine Hinweise darauf, dass die Durchfihrung der
Ausweisung aus Grinden, die in seiner Person liegen und die nicht von Dauer sind, Art. 3 MRK verletzen
kénnte.8.3.2005, 2005/18/0044; vergleiche auch VwGH 9.5.2003,2002/18/0293, wonach dies anders zu beurteilen ist,
wenn [fallbezogen] "nicht festgestellt wurde, dass der Asylantrag [...] von vornherein - und nicht etwa wegen einer
geanderten Lage im Kosovo - unberechtigt gewesen ware"). Dem Beschwerdefihrer kommt auch kein nicht auf das
AsylG 2005 gestltztes Aufenthaltsrecht zu; es gibt weiters keine Hinweise darauf, dass die Durchfihrung der
Ausweisung aus Grunden, die in seiner Person liegen und die nicht von Dauer sind, Artikel 3, MRK verletzen kdnnte.

Am 12.9.2013 Gbermittelte der Beschwerdefihrer folgende Unterlagen:

eine Inskriptionsvereinbarung mit dem "Club fiir Interkulturelle Begegnung Sprachschule" vom 26.8.2013 fir einen
"Deutschkurs/Prufung" auf der Niveaustufe A2; einen Werkvertrag, abgeschlossen zwischen einem namentlich
genannten "Werkbesteller" und dem Beschwerdeflhrer betreffend die "Zeitungszustellung, Kolportage" fir den
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Zeitraum vom 5.7.2012 bis 30.12.2012 (Honorar 4000 ¢); eine Bestatigung der Sozialversicherungsanstalt der
Gewerblichen Wirtschaft vom 4.9.2013 betreffend die Pflichtversicherung ab 28.8.2013; und einen "GSVG-Werkvertrag-
Abonnentenbetreuung" mit der "XXXX", beginnend mit 17.6.2013.

Die Unterlagen deuten darauf hin, dass der BeschwerdefUhrer im zweiten Halbjahr 2012 einer geregelten
Beschaftigung nachgegangen sein und dass er seit 17.6.2013 einer nachgehen durfte, zeigen jedoch nicht, welches
Einkommen er daraus tatsdchlich bezieht. Nach einer telefonischen Auskunft der Sozialversicherungsanstalt der
Gewerblichen Wirtschaft vom 23.10.2013 hat er in der Versicherungserklarung angegeben, dass sein Einkommen die
relevante Versicherungsgrenze (ds. 6.453,36 ; im Jahr) nicht Uberschreite. Der Aufforderung im Vorhalt vom 13.8.2012,
die Hohe des Einkommens anzugeben, ist der Beschwerdefuhrer nicht nachgekommen. Er hat auch keine Belege Uber
sein Einkommen vorgelegt, sodass offen bleibt, ob er aus den vorgelegten Vertragen Uberhaupt Einnahmen erzielt hat.
Aus den Unterlagen ergibt sich weiters, dass der Beschwerdeflhrer beabsichtigt hat, von 23.9.2013 bis 24.10.2013
einen Deutschkurs zu besuchen. Ob er das tatsachlich getan hat und ob er eine Prufung abgelegt hat, hat er nicht
nachgewiesen.

Es trifft zu, dass der Beschwerdefiihrer sich nunmehr bereits seit mehr als drei Jahren in Osterreich aufhélt; dass das
Verfahren so lange gedauert hat, geht nicht auf sein Verschulden zuriick; er ist strafgerichtlich unbescholten. Er hat
sich aber Verstol3e gegen das Einwanderungsrecht und gegen Erfordernisse der &ffentlichen Ordnung zuschulden
kommen lassen, indem er illegal eingereist und mindestens einmal bei einer Beschaftigung betreten worden ist, die er
nach dem Auslanderbeschaftigungsgesetz nicht hatte ausiben durfen. Betrachtet man die Ubrigen in der
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes herausgearbeiteten Kriterien, so zeigt sich, dass die Umstadnde im Fall
des Beschwerdefliihrers nicht auf ausreichend intensive personliche Interessen hindeuten: Er geht zwar
moglicherweise einer geregelten Arbeit nach (nachgewiesen hat er dies nicht), bezieht daraus aber nur ein geringes
Einkommen. Somit kann nicht von einer Selbsterhaltungsfahigkeit gesprochen werden, wie sie der
Verfassungsgerichtshof in seinem Kriterienkatalog erwahnt.

Der Beschwerdefiihrer verfiigt auch nicht tiber familidre Anknipfungspunkte in Osterreich.

Ob der Beschwerdefliihrer Deutsch auf der Niveaustufe A2 des Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens fur
Sprachen beherrscht, ist nicht erwiesen, da er keine Bestatigung Uber eine entsprechende Prifung vorgelegt hat. Diese
Niveaustufe wird wie folgt beschrieben:

"Kann Satze und haufig gebrauchte Ausdriicke verstehen, die mit Bereichen von ganz unmittelbarer Bedeutung
zusammenhangen (z. B. Informationen zur Person und zur Familie, Einkaufen, Arbeit, ndhere Umgebung). Kann sich in
einfachen, routinemaligen Situationen verstandigen, in denen es um einen einfachen und direkten Austausch von
Informationen Uber vertraute und geldufige Dinge geht. Kann mit einfachen Mitteln die eigene Herkunft und
Ausbildung, die direkte Umgebung und Dinge im Zusammenhang mit unmittelbaren Bedurfnissen beschreiben." (vgl.
die Beschreibung auf http://www.goethe.de/z/50/commeuro/303.htm). Selbst wenn der Beschwerdeflihrer Deutsch auf
dieser Niveaustufe beherrschen sollte, fallt dies insgesamt nicht derart ins Gewicht, dass die Ausweisung eine
Verletzung des Art. 8 MRK bedeuten kodnnte."Kann Satze und haufig gebrauchte Ausdriicke verstehen, die mit
Bereichen von ganz unmittelbarer Bedeutung zusammenhangen (z. B. Informationen zur Person und zur Familie,
Einkaufen, Arbeit, nahere Umgebung). Kann sich in einfachen, routinemafiigen Situationen verstandigen, in denen es
um einen einfachen und direkten Austausch von Informationen Uber vertraute und geldaufige Dinge geht. Kann mit
einfachen Mitteln die eigene Herkunft und Ausbildung, die direkte Umgebung und Dinge im Zusammenhang mit
unmittelbaren Bedurfnissen beschreiben." vergleiche die Beschreibung auf
http://www.goethe.de/z/50/commeuro/303.htm). Selbst wenn der Beschwerdefiihrer Deutsch auf dieser Niveaustufe
beherrschen sollte, fallt dies insgesamt nicht derart ins Gewicht, dass die Ausweisung eine Verletzung des Artikel 8,
MRK bedeuten koénnte.

Unter diesen Umstanden kommt den o6ffentlichen Interessen daran, dass der Beschwerdefliihrer das Land verlasst,
groRere Bedeutung zu als seinen personlichen Interessen.

2.3. Es war daher spruchgemal3 zu entscheiden.

Eine mindliche Verhandlung konnte gemaR § 41 Abs. 7 AsylG 2005 idF Art. 2 Z 44 AsylGH-EinrichtungsG unterbleiben,
da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint bzw. sich aus den bisherigen
Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.Eine mundliche Verhandlung
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konnte gemall Paragraph 41, Absatz 7, AsylG 2005 in der Fassung Artikel 2, Ziffer 44, AsylGH-EinrichtungsG
unterbleiben, da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint bzw. sich aus
den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.
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Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, Glaubhaftmachung, Interessensabwagung, mangelnde Asylrelevanz, non
refoulement
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